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(Ne- 2328.) Geſetz über die Benutzung der Privatflüſſe. Vom 28. Februar 1843. 4. 924.2: EA 


„ EEE 5 


Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von. e 
Preußen ꝛc. ꝛc. — 

haben Uns bewogen gefunden, die geſetzlichen Vorſchriften über die Benutzung E 

der Privatfluͤſſe, mit beſonderer Nuͤckſicht auf die Erfahrungen, welche in u We Pr Be 

fn uͤber die Verwendung des fließenden Waſſers zur Verbeſſerung der Boden- 

ultur gemacht worden find, einer Reviſion zu unterwerfen, und verordnen dem - 

nach auf den Antrag Unſers Staatsminiſteriums, nach Anhörung Unſerer ger e, 

treuen Staͤnde und nach erfordertem Gutachten einer aus Mitgliedern des 1 2, #" 

Staatsraths ernannten Kommiſſion, fuͤr den ganzen Umfang der Monarchie, 

mit Ausnahme der Landestheile, welche zum Bezirke des Appellations⸗Gerichts⸗ 

hofes zu Coͤln gehoͤren, was folgt: 


Erſter Abſchnitt. 
Benutzung der Privatfluͤſſe uͤberhaupt. 


i 9. 1. Re 
Jeder Uferbefiger an Privatfluͤſſen (Quellen, Vaͤchen oder Fließen, 9 2 
wie Seen, welche einen Abfluß haben) iſt, ſofern nicht Jemand das ausſchließß z: n, 
liche Eigenthum des Fluſſes hat, oder Provinzialgeſetze, Lokalſtatuten oder fper u." 

zielle Rechtstitel eine Ausnahme begründen, berechtigt, das an feinem Grund 
ſtuͤcke voruͤberſſießende Waſſer unter den in den $% 13. u. f. enthaltenen naͤhe 4... 0. 5 
ren Beſtimmungen zu feinem beſonderen Vortheile zu benutzen. Jedoch ver 
bleibt es in Anſehung der Benutzung des Waſſers zu Muͤhlen und anderen 
Triebwerken, fo wie auch in Anſehung der Fiſcherei⸗Berechtigung und der Voñ⸗ß 
fluth bei den beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften, ſoweit dieſe durch gegenwaͤrti⸗⸗- 

ges Geſetz nicht ausdruͤcklich abgeaͤndert ſind. 


5 . 2. 
Wo oͤffentliche Plaͤtze oder Woche das Ufer eines Privarfluffes bilden, 
iſt der Gebrauch des Waſſers zum Trinken und Schoͤpfen, fo wie zum Traͤn⸗ 
ken des Viehes einem Jeden geſtattet, ſofern es, nach Entſcheidung der Orts⸗ 
Polizeibehoͤrde, ohne Gefahr für die Veſchaͤdigung des Ufers geſchehen kann. 


. 3. 
Das zum Betriebe von Faͤrbereien, Gerbereien, Walken und aͤhnlichen 
Jahrgang 1823. (Fr. 2828.) 8 An⸗ 


(Ausgegeben zu Berlin den 4. März 1843.) 


„ 


Anlagen benutzte Waſſer darf keinem Fluſſe zugeleitet werden, wenn dadurch der 
Bedarf der Umgegend an reinem Waſſer beeintraͤchtigt oder eine erhebliche Bes 
laͤſtigung des Publikums verurſacht wird. ; 

Die Entſcheidung hierüber ſteht der Polizeibehoͤrde zu. 

§. 4. . 

Des ee und Einwaͤlzens von loſen Steinen, Erde und anderen 
Materialien in Fluͤſſe muß ein Jeder 19 enthalten. Eine Ausnahme hiervon 
findet Statt, wenn ſolche zum Behuf einer Anlage am Ufer nothwendig ift, 
und daraus nach dem Urtheile der Polizeibehoͤrde kein Hinderniß fuͤr den freien 

Abfluß des Waſſers und keiner der im §. 3. bezeichneten Uebelſtaͤnde entſteht. 
n 


Das Einkarren und Einſchwemmen von Sand und Erde zur Anlage 
von Wieſen (das ſogenannte Wieſenbrechen) iſt nur in den Faͤllen geſtattet, wo 
ſolches für die Vorffuth, für die Schiffbarkeit öffentlicher Fluͤſſe und für die un⸗ 
terhalb liegenden Uferbeſitzer unſchaͤdlich iſt. 


$. 6. 
Die Anlegung von Flachs⸗ und Hanfroͤthen kann von der Polizeibehoͤrde 
unterſagt werden, wenn ſolche die Heilſamkeit der Luft beeinträchtigt oder zu den 
im F. 4. erwaͤhnten Nachtheilen Anlaß giebt. 


E ö 

Die Uferbeſitzer ſind, wo nicht Provinzialgeſetze, Lokal⸗Statuten, ununter⸗ 
brochene Gewohnheiten oder ſpezielle Rechtstitel ein Anderes beſtimmen, zur Raͤu⸗ 
— 5 n inſoweit verpflichtet, als es zur Beſchaffung der Vorfluth 
nothwendig iſt. 

Die Polizeibehörde Hi ermächtigt, eigen, welchen die Räumung ob⸗ 
liegt, hierzu anzuhalten. Entſteht über dieſe Verpflichtung Streit unter den 
Betheiligten, fo iſt die Räumung einſtweilen, unter Vorbehalt richterlicher Ent: 
ſcheidung, 2 Maaßgabe des Beſitzſtandes, und wenn auch dieſer nicht feſtſteht, 
von den Uferbeſitzern zu bewirken. 


8. 
Die Eigenthuͤmer eines Privatfluſſes, ſo wie die Uferbeſitzer, Stauungs⸗ 
oder Leitungs: Berechtigten koͤnnen nur durch landesherrliche Entſc eidung ver⸗ 
= werden, den Gebrauch des Fluſſes zum Holzflößen einem Jeden zu ge 
atten. r 


$. 9. 
Iſt eine ſolche Entſcheidung ($. S.) ergangen, fo. müffen f 
a) die Eigenthuͤmer des Fluſſes, ſo wie die Uferbeſitzer den zum Einwerfen 
und Ausziehen der Hölzer unentbehrlichen Gebrauch der Ufer an den 
polizeilich beſtimmten Stellen, ſo wie den Zutritt zu den Ufern, ſoweit 
Bien zur 7 e und Fortſchaffung der treibenden Hoͤlzer erfor⸗ 
erlich iſt, geſtatten, un 
b) die Belle von Stauwerken den zum Treiben der Hoͤlzer erforderlichen 
Waſſerzug gewaͤhren. N 
Fuͤr den 9 — ſo wie fuͤr den aus Verunreinigung des Flußbettes und 
aus Beſchaͤdigungen der Ufer, Uferdeckwerke, Brücken und fonftigen re 
ur 


durch die treibenden Hölzer entſtehenden Schaden ift vom Staate volle Entſchaͤ⸗ 
digung zu leiſten. 5 1 9250 Aal 
10. f 


Die näheren Anordnungen darüber: | 

1) in welchem Umfange der Mitgebrauch der Ufer 5 Behuf der Floͤßerei 
zu en iſt, und welche Einrichtungen zur Erhaltung des Waſſerzuges 
zu treffen find, , l 

2) welches Verfahren bei der Floͤßerei, namentlich auch mit Ruͤckſicht auf 
die ſtattfindenden Ueberrieſelungen zu beobachten, und 

3) welche Abgabe von den Floͤßenden zu entrichten iſt, 

ſind von dem Miniſterium durch beſondere Reglements feſtzuſetzen. 


§. 11. 

Die Floͤßerei⸗-Abgabe ($. 10. Nr. 3.) ſoll nach der Menge des gefloͤßten 
Holzes abgemeſſen und auf keinen hoͤhern Betrag feſtgeſtellt werden, als zur 
Entſchaͤdigung der Eigenthuͤmer und Nutzungs⸗ Berechtigten ($. 9.) und zur 
Deckung der Aufſichts⸗ und Hebekoſten erforderlich iſt. 


$. 12. 

Wo nach Provinzialgeſetzen, Lokalſtatuten oder beſonderen Herkommen 
das Floͤßen auf einem Privatfluſſe einem Jeden freiſteht, iſt daſſelbe polizeilicher 
Aufſicht unterworfen, und es kann daruͤber durch beſondere Reglements nach 
Vorſchrift des $. 10. nähere Anordnung getroffen werden. Wenn dieſe An⸗ 
ordnungen den Eigenthuͤmern oder Nutzungsberechtigten neue Verpflichtungen 
auferlegen, fo gebührt denſelben dafür nach Vorſchrift des §. 9. Entſchaͤdigung. 
Die Einführung neuer, ſowie die Erhöhung beſtehender Floͤßerei⸗Abgaben, darf 
nur mit Genehmigung des Miniſteriums erfolgen, und ſind dabei die Beſtim⸗ 
mungen des $. 11. zu beachten. a 


S Zweiter Abſchnitt. 
Naͤhere Beſtimmungen der Rechte der Uferbeſitzer. 
$. 13. 
Das dem Uferbeſitzer nach §. 1. zuſtehende Recht zur Benutzung des 
voruͤberfließenden Waſſers unterliegt der Beſchraͤnkung, daß 
1) kein Ruͤckſtau über die Grenzen des eigenen Grundſtuͤcks hinaus und 
keine Ueberſchwemmung oder Verſumpfung fremder Grundſtuͤcke ver⸗ 
urſacht werden darf, und 
2) das abgeleitete Waſſer in das urſpruͤngliche Bett des Fluſſes zuruͤckge 4... 


leitet werden muß, bevor dieſer das Ufer eines fremden Grundſtuͤcks - 


beruͤhrt. 

Sind mehrere an einander grenzende Uferbefiger über ‚eine: Anlage ein,” 
verftanden, fo werden die Grundſtuͤcke derfelben, bei An 
den Beſchraͤnkungen, als ein einziges Grundſtuͤck angefehen. 


rn 


D eee eee 
Gehören die gegenüber liegenden Ufer verſchiedenen Beſitzern, fo hat ein . 
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wendung der vorftehen" 7 7 
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jeder von beiden ein Recht auf Benutzung der Hälfte des Waſſers. (F. PR Bi 
) 8” RT, 


(r. 2228. 


5 RE 
Sen Fund A. e . 2 Ss . PA "Ar ee — Ce , dat are nr Wan, nn ae It 


1 4 — 
— . Vu e., wer dam A. u eee Im = up Freie 2 


5 4. 2 
ee. * . . Au (A534 — * 


bn far ı > na V. 15. 1 EI 
Wenn bei Ausführung einer Bewaͤſſerungs⸗Anlage ein öffentliches In— 
tereſſe, wie das der Schiffahrt ꝛc. gefaͤhrdet, oder den unterhalb liegenden Ein⸗ 
wohnern der nothwendige Bedarf an Waſſer auf eine Weiſe entzogen wuͤrde, 
daß daraus ein Nothſtand für ihre Wirthſchaft zu beſorgen waͤre, fo iſt die 
Regierung nach vollſtaͤndiger, unter sees n der Betheiligten erfolgter Eroͤrte⸗ 
rung befugt, die Ableitung des Waſſers in geeigneter Weiſe zu beſchraͤnken. is 


§. 16. 

Gegen Anlagen, welche der Uferbeſitzer zur Benutzung des Waſſers in 
Gemäßheit des ihm nach $$. 1. und 13. zuſtehenden Rechts unternimmt, kommt 
den Beſitzern der bei Publikation des gegenwaͤrtigen Geſetzes rechtmaͤßig be⸗ 
ſtehenden Mühlen und anderen Triebwerke ein Widerſpruchsrecht zu, wenn dadurch 

a) ein auf ſpeziellere Rechtstitel beruhendes Recht zur ausſchließlichen Bez 

nutzung des ganzen Waſſers oder eines beſtimmten Theils deſſelben 
(„, F 2c.) beeinträchtigt, oder 

b) das zum Betriebe in dem bisherigen Umfange nothwendige Waſſer 

entzogen wird. 

Wer kuͤnftig ein Triebwerk anlegt oder erweitert, ohne ein ausdrücklich 
verliehenes Recht zu haben, ſoll deshalb zu einem ſolchen Widerſpruche nicht 
berechtigt ſeyn. 


F. 17. 

Wenn in dem Falle des F. 16. Litt. b. 2 
1) der Uferbeſitzer nachweiſt, daß der Betrieb in dem bisherigen Umfange 
das Maaß der dem Inhaber des Triebwerks zuſtehenden Berechtigung 

uͤberſchreitet, oder 
2) der Inhaber des Triebwerks nachweiſt, daß ihm vermoͤge eines ſpeziellen 
Rechtstitels die Befugniß zuſteht, den Betrieb über den bisherigen Um: 

fang auszudehnen, N 

fo iſt bei Prüfung des Widerſpruchsrechts derjenige Umfang des Betriebes 
zum Grunde zu legen, welcher durch das Maaß der Berechtigung begruͤndet iſt. 


. 18. 
Fiſcherei⸗Berechtigte ſollen zu einem Widerſpruche gegen Bewaͤſſerungs⸗ 
Anlagen fortan nicht weiter berechtigt ſeyn, ſondern nur auf Erfaß des ihnen 
daraus entſtehenden Schadens Anſpruch haben. 


. 19. 
Einer polizeilichen Erlaubniß bedarf der Uferbeſitzer zu ſolchen Anlagen 
— iſt dagegen befugt, die Vermittelung der Polizeibehoͤrde in Anſpruch 
zu nehmen, N 
1) wenn er ſich daruber Sicherheit verſchaffen will, welche Widerſpruchs⸗ 
rechte oder Entſchaͤdigungs⸗Anſpruͤche in Beziehung auf die von ihm be⸗ 
abſichtigten oder ſchon getroffenen Verfuͤgungen 
a) über das zu Bewaͤſſerungen zu verwendende Waſſer, 
b) uͤber die zu bewaͤſſernden ihm zugehoͤrigen Grundſtuͤcke, 
e) über denjenigen Theil, ſowohl eigener als fremder Grundſtuͤcke, 
welcher zu den Waſſerleitungen dienen fol,» 
nden; 5 4 
2) wenn 


Pe ae“ 


2) wenn er zur Ausführung neuer, oder zur Erhaltung bereits ausgeführter 
Bewaͤſſerungen verlangt, daß ein Anderer ihm ein Recht einraͤume, oder 
ſich die Einſchraͤnkung eines Rechtes gefallen laſſe, welches einen Wider⸗ 
ſpruch gegen die Anlage begruͤnden wuͤrde. 


20. 

Wer die Vermittelung der Polizeibehoͤrde zu dem in $. 19. Nr. 1. be⸗ 
zeichneten Zwecke in Anſpruch nimmt, muß eine Öffentliche Bekanntmachung über die 
Bewaͤſſerungs⸗Anlage unter Einreichung eines vollſtaͤndigen Situationsplanes, und 
der etwa erforderlichen Nivellements bei dem Landrathe, in deſſen Kreiſe das zu 
bewaͤſſernde Grundſtuͤck belegen iſt, in Antrag bringen. 

ſt das Grundſtuͤck in mehreren Kreiſen gelegen, ſo beſtimmt die vorge⸗ 
ſetzte Behoͤrde den Landrath, welcher das Verfahren zu leiten hat. 


21 
Die Bekanntmachung erfolgt: 

1) durch die Amtsblaͤtter der Regierungen, durch deren Bezirk der Fluß 
ſeinen Lauf nimmt und die Bewaͤſſerungs⸗Anlage ſich erſtreckt, zu drei 
verſchiedenen Malen; 

2) durch das Kreisblatt des Kreiſes, ſofern ein ſolches Blatt vorhanden iſt, 
ebenfalls zu dreien Malen; a 

3) in der Gemeine, in deren Bezirk das zu bewaͤſſernde Grundſtuͤck liegt, ſo 
wie in den zunaͤchſt angrenzenden Gemeinen durch Anſchlag an der Ge: 
meine⸗Staͤtte, oder in der oͤrtlich ſonſt hergebrachten Publikationsweiſe. 
Sie enthaͤlt mit Haan 1 auf den im Geſchaͤftslokale des Landraths 

zur Einſicht ausgelegten Plan die Aufforderung: 
etwanige Widerſpruchsrechte und Entſchaͤdigungs⸗Anſpruͤche binnen 3 Mo⸗ 
naten vom Tage des Erſcheinens des erſten Amtsblattes an gerechnet, 
bei dem Landrathe anzumelden. f 
Die Aufforderung geſchieht mit der Verwarnung, daß diejenigen, welche 
ſich binnen der beſtimmten Friſt nicht gemeldet haben, 
in Beziehung auf das zur Bewaͤſſerung zu verwendende Waſſer ſowohl 
ihres Widerſpruchsrechts als des Anſpruches auf Entſchaͤdung ver⸗ 
luſtig gehen, 
und 


in Beziehung auf das zu bewaͤſſernde oder zu den Waſſerleitungen 
zu benutzende Terrain ihr Widerſpruchsrecht gegen die Anlage ver⸗ 
lieren, und nur einen Anſpruch auf Entſchaͤdigung behalten. 


Nach Ablauf der Anmeldungsfriſt (5. 21.) find der Regierung die Ver⸗ 
handlungen einzureichen. Dieſe faßt, wenn ſie die vorgeſchriebenen Foͤrmlichkei⸗ 
ten beobachtet findet, einen Beſcheid ab, in welchem fie denjenigen, die ſich ge⸗ 
meldet haben, ihre Rechte namentlich vorbehaͤlt, alle Andern aber mit ihren bei 
Erlaß des Beſcheides beſtehenden Rechten präkludirt. ru 

. Eine Ausfertigung des Prakluſtonsbeſcheides iſt dem Provokanten zuzu⸗ 
ſtellen, welcher ſaͤmmtliche Koſten des Nr rens zu tragen hat. 
Gegen diefe Praͤkluſion kann ein Reſti 
Seit, bei der Regierung angebracht werden. 
r. 2328.) 


* 


itutionsgeſuch, binnen zehntaͤgiger 


$. 23. 
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| F. 23. 5 
e ee e er ge In den Faͤllen, in welchen über die Exiſtenz oder den Umfang eines Rech⸗ 
ee mee e tes, auf welches ein MWiderfi oder ein Entſchaͤdigungs⸗Anſpruch gegruͤndet 
1 aut bird, Streit entſteht, findet der Rechtsweg ſtatt. 5 
ö ſt dagegen nur die Frage zu eroͤrtern, ob durch die Bewaͤſſerungs⸗An⸗ 

lage einem zur Zeit der Publikation dieſes Geſetzes beſtehenden Triebwerke das 
zum Betriebe in dem bisherigen Umfange erforderliche Waſſer entzogen werde 
5 16. Litt. b.), ſo ſteht die Entſcheidung, mit Ausſchluß des Rechtsweges, der 

egierung zu, unter Vorbehalt des Rekurſes an das Miniſterium des Innern, 
welcher binnen einer präffufivifhen Friſt von ſechs Wochen nach Bekannt⸗ 
machung des Beſcheides einzulegen iſt. 


I vie re.. Bess, Zu den im F. 19. Nr. 2. bezeichneten Zwecken kann die Vermittelung 
1 a der Polizeibehoͤrde nur in Anſpruch genommen werden in Faͤllen eines uͤberwie⸗ 
. hadi Landeskultur⸗Intereſſe und unter der Verpflichtung zu vollſtaͤndiger Ent⸗ 
i digung. 8 


$. 25. 
Unter dieſen Bedingungen ($. 24.) kann der Unternehmer einer Bewaͤſ⸗ 
ſerungsanlage verlangen, daß ihm 
1) zu den erforderlichen Waſſerleitungen, inſofern er ſolche auf ſeinem eige⸗ 
nen Grundſtuͤcke nicht herſtellen kann, auf fremden Grundſtuͤcken ein 
Servitut eingeraͤumt, g 
2) 0 Benutzung des jenſeitigen Ufers zum Anſchluſſe eines Stauwerks, 
o wie 
3) eine Ausnahme von der im $. 13. Nr. 1. vorgeſchriebenen Beſchraͤnkung 
geftattet werde, und daß — 
4) der Beſitzer eines Triebwerks ſich eine Beſchraͤnkung des ihm zuſtehenden 
Rechts auf Benutzung des Waſſers G 16. 17.) gefallen laſſe. 
6 0 Unter gleichen Bedingungen (F. 24.) kann der Uferbeſitzer verlangen, 
daß ihm 
5) geſtattet werde, fein Recht auf Benutzung des Waſſers in der 90. 1. 
und 13. bezeichneten Ausdehnung deſſelben einem unmittelbar an das 
Grundſtuͤck des Uferbeſitzers angrenzenden Grundbeſitzer abzutreten. 


* 26. 
tie 5 dem Falle des $. 25. zu 1. ſteht dem Eigenthuͤmer des Grund⸗ 
uͤckes frei: a 
a) ſich bei der Anlage und Benutzung der Waſſerleitungen gegen verhält: 
nißmaͤßige Uebernahme der Koſten zu betheiligen, in welchem Falle dann 
bei Heſttelung des e e ($. 42.) auch auf fein Intereſſe 
zum Zwecke der Bewaͤſſerung Ruͤckſicht zu nehmen iſt; oder 
b) anſtatt Einraͤumung einer Servitut, das Eigenthum des zu den Waſ⸗ 
ſerleitungen erforderlichen Bodens dem Unternehmer der Anlage abzutre⸗ 
ten, welcher daſſelbe zu übernehmen verpflichtet iſt. Wenn das ganze 
Grundſtuͤck des Provokaten, oder ein Theil deſſelben nach Anlage der 
Waſſerleitungen von ihm nicht mehr zweckmaͤßig benutzt werden kann, 
ſo iſt er befugt, das ganze Grundſtuͤck, oder den betreffenden ce 
ſen 


fen Umfang die Regierung zu beſtimmen hat, dem Provokanten eben⸗ 
falls als Eigenthum abzutreten. dug | 
Der Grund ⸗Eigenthuͤmer, welcher von 1600 Rechten (a. und b.) Ge⸗ 
brauch machen will, muß ſich darüber in einer praͤkluſiviſchen Friſt von drei Mo⸗ 
naten nach Mittheilung des Antrages des Unternehmers erklaͤren. 
27 


n dem Falle des §. 25. Nr. 2. hat der Beſitzer des jenſeitigen Ufers 
die Wahl zwiſchen vollſtaͤndiger Entſchaͤdigung oder Mitbenutzung des aufge⸗ 
ſtauten Waſſers zur Haͤlfte. Waͤhlt er erſteres oder erklaͤrt er ſich binnen drei 
Monaten nicht, ſo verliert er das Recht auf Mitbenutzung des Waſſers; waͤhlt 
er letzteres, ſo muß er die Haͤlfte der Koſten des Stauwerkes uͤbernehmen. 


28. 
Wenn ein vom Unternehmer der Bewaͤſſerungs⸗Anlage beabſichtigter 

Ruͤckſtau (F. 25. Nr. 3.) von der Art iſt, daß dadurch die Entwaͤſſerungs⸗ 
faͤhigkeit der oberhalb liegenden Laͤndereien eines Dritten beeintraͤchtigt wird, fo 
85 bei Beantwortung der Frage, ob ein uͤberwiegendes Landeskultur⸗Intereſſe 
ei der Anlage obwaltet, das Intereſſe der Entwaͤſſerung in zweifelhaften Faͤl⸗ 
len uͤber das der Bewaͤſſerung geſtellt werden. 

29 


Wenn in dem Falle des $- 25. Nr. 3. durch die Bewaͤſſerungs⸗Anlage 
die Verſumpfung eines fremden Grundſtuͤcks veranlaßt wird, fo iſt der Eigen: 
thuͤmer befugt, ſtatt ſeines Anſpruches auf vollſtaͤndige Entſchaͤdigung ($. 45.) 
das Eigenthum des ganzen verſumpften Grundſtuͤcks oder desjenigen Theiles, 
der durch die Tae u betroffen wird, dem Unternehmer der Anlage abzu⸗ 
treten, welcher daſſelbe zu uͤbernehmen verbunden iſt. 


Anträge zu den im $. 25. bezeichneten Zwecken ſind an die Vermitte⸗ 
lungs⸗Kommiſſion zu richten, welche in jedem Kreiſe eingeſetzt werden und un⸗ 
ter Vorſitz des Landraths aus Grundbeſitzern der verſchiedenen die Kreisver⸗ 
ſammlung bildenden Stände, ſo wie aus einer angemeſſenen Zahl von Sach⸗ 
verſtaͤndigen beſtehen ſoll. Ueber die Sufammenjetung der Kommiſſion hat die 
Regierung für jeden Kreis auf den Vorſchlag der Kreisverſammlung das Naͤ⸗ 
here feſtzuſetzen. Die Mitglieder werden von der Kreisverſammlung erwaͤhlt 
und von der Regierung beſtaͤtigt. 


1. 
N Die Antraͤge (5. 30.) muͤſſen mit einem Situationsplane, den erforder⸗ 
lichen Nivellements und einem ſachverſtaͤndigen Gutachten begleitet ſeyn, und 
zugleich die Erklarung enthalten, daß der Provokant bereit ſey, die Koſten der 
von den Vehoͤrden für nothwendig 1 Ermittelungen zu tragen und auf 
Verlangen vorzuſchießen, ingleichen die Provokaten volftändig zu entſchaͤdigen. 


5 , f 11 
Die Kreis⸗Vermittelungskommiſſion prüft, den Antrag an Ort und 
ar unter Zuziehung der Betheiligten, und ſtellt demnach die Vorfrage 
24. 


eft: 
ob wirklich ein uͤberwiegendes Landeskultur⸗Intereſſe vorwalte? 

Gegen die Entſcheidung der Kommiſſion ſteht dem Provokanten fo wie dem 

(Nr. 2328.) Pro: 


— 48 — 


Provokaten binnen ſechs Wochen praͤkluſiviſcher Friſt der Rekurs an die Re⸗ 
gierung und wenn die Entſcheidung derſelben von der Vermittelungs⸗Kommiſ⸗ 
in abweicht, in derſelben Friſt der Rekurs an das Miniſterium des Innern 
offen. f b 


n 
Iſt auf dieſe Weiſe das Vorwalten eines uͤberwiegenden Landeskultur⸗ 
Intereſſe ſeſtgeſtellt, ſo ernennt die M eee. welche unter Mit⸗ 
wirkung des Landraths, die einzelnen Gegenſtaͤnde des Antrages, ſo wie die da⸗ 
gegen erhobenen Widerſpruͤche e 5 f 
34. N 
Wird zu den Waſſerleitungen die Benutzung von fremdem Grund und 
Boden verlangt ($. 25. Nr. 1.), fo haben die Kommiſſarien ihre Prüfung be⸗ 
ſonders darauf zu richten: 
ob, und in welcher Ausdehnung die Führung der Waſſerleitung über 
den fremden Grund und Boden zu der Anlage nothwendig ſey? 
welche Bruͤcken, Ueberfahrten, Einfriedigungen ꝛc. eingerichtet und 
unterhalten werden muͤſſen, um den Eigenthuͤmer gegen Nachthele in 
Benutzung des ihm verbleibenden Grundſtuͤcks zu fihern? 


F. 35. 
Wird die Benutzung des jenſeitigen Ufers zum Anſchluß eines Stau⸗ 
werkes verlangt ($. 25. Nr. 2.), fo iſt der Ort zu ermitteln, welcher dem Pro⸗ 
vokaten am wenigſten nachtheilig und doch zweckentſprechend iſt. 


F. 36. 

Wird eine Beſchraͤnkung des Rechts verlangt, welches Beſitzern von 
Triebwerken auf Benutzung des ra e zuſteht (F. 25. Nr. 4.), ſo iſt zu 
prüfen: in welchem Maaße die Beſchraͤnkung erfolgen muͤſſe, um die Erreichung 
des beabſichtigten Zweckes zu ſichern. 

37 


Iſt über die Frage zu entſcheiden: 
ob durch die Bewaͤſſerungs⸗Anlage einem Triebwerke das Waſſer ent⸗ 
zogen werde, deſſen der Beſitzer bedarf, um ſein Gewerbe in dem bis⸗ 
herigen Umfange ($. 16. b.) oder in dem Umfange feiner Berechtigung 
( 17.) auszuüben, 

fo iſt von dem Grundſatz auszugehen, daß der Beſitzer des Triebwerks nicht 
genoͤthigt werden kann, ſich eine Abaͤnderung des innern Triebwerks gefallen zu 
laſſen, daß er aber eine zweckmaͤßige Einrichtung der Stauwerke, des Gerinnes 
und des Waſſerrades auf Koſten der Provokanten ſich gefallen laſſen muß. 
Bei Pruͤfung der gedachten Frage iſt jederzeit eine ſolche zweckmaͤßige Einrich⸗ 
tung zu unterſtellen, und darnach die Entſcheidung zu treffen. N 
Der Provokant iſt verbunden, die erwaͤhnte Einrichtung auf feine Koſten 
zu bewirken, auch den Provokaten wegen des Verluſtes zu entſchaͤdigen, der 
durch die Hemmung ſeines Gewerbebetriebes waͤhrend der Dauer der al 
tungsarbeiten verurſacht wird. Die bei der neuen Einrichtung 5 den fruͤ⸗ 
heren Zuſtand mehr entſtehenden Unterhaltungskoſten hat der Provokant als 
eine jährliche Rente an den Beſitzer des Triebwerks zu zahlen und für ihre res 
gelmaͤßige Zahlung Sicherheit zu leiſten. N 
. 38, 
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§. 38. 

Die Kommiſſarien find befugt, die zur Ausführung ihres Auftrages noͤ⸗ 
thigen Ermittelungen, Vermeſſungen, Nivellements ꝛc. zu veranlaſſen. Koͤnnen 
dieſe Vorarbeiten nicht bewirkt werden, ohne fremde Grundſtuͤcke zu betreten, 
ſo muͤſſen deren Eigenthuͤmer ſich ſolches gegen Verguͤtung des ihnen dadurch 
entſtehenden Schadens gefallen laſſen. 


§. 39. 
Die Kommiſſarien haben ſich die guͤtliche Beilegung der Streitpunkte 
moͤglichſt angelegen ſeyn zu laſſen. 


$. 40. 

Sie entwerfen demnaͤchſt mit Ruͤckſicht auf das Ergebniß der Pruͤ⸗ 
fung uͤber die erhobenen Widerſpruͤche und das von ihnen wahrzunehmende 
1 Intereſſe den Plan zur Ausfuͤhrung und Benutzung der Anlage, legen 
ſolchen den Partheien zur Erklaͤrung vor, und uͤberreichen ihn der Regierung 
mittelſt gutachtlichen Berichts, in welchem alle Streitpunkte einzeln vorzutragen ſind. 


F. 41. 

Der Plan muß in Hinſicht auf die Art der Ausfuͤhrung, der Anlagen 
und deren Benutzung, ſo wie in Hinſicht auf die zur Ueberwachung derſelben 
noͤthigen Maaßregeln alles dasjenige feſtſtellen, was im beſonderen, wie im oͤf⸗ 
fentlichen Intereſſe erforderlich iſt. 


N 42. 

Die Regierung hat auf Grund der kommiſſariſchen Verhandlungen über 
die Genehmigung der Anträge ($. 30.) und über die Zulaͤſſigkeit der erhobenen 
Widerſpruͤche zu entſcheiden, und die Bedingungen der Ausfuͤhrung und Be⸗ 

nutzung feſtzuſtellen. 


9. 43. 
In dem Beſchluſſe ($. 42.) iſt eine Friſt Fefaufeken, binnen welcher die 
Anlage von dem Unternehmer bei Verluſt ſeines Rechts ausgefuͤhrt ſeyn muß. 


$. 44. 
Der Beſchluß, welchem der von den Kommiſſarien vorgelegte Plan 
(F. 40.) ſo weit ſolcher genehmigt worden, beizufuͤgen iſt, wird ſowohl dem Pro⸗ 
vokanten, als auch dem Provokaten bekannt gemacht. Jedem Theile ſteht da⸗ 
gegen der Rekurs an das Miniſterium des Innern binnen ſechs Wochen praͤ⸗ 
kluſtviſcher Friſt nach Bekanntmachung des Beſchluſſes offen. 


3 $. 45. N 
Nachdem definitiv entſchieden worden, in welchem Umfange die Einraͤu⸗ 
mung oder Einſchrankung eines Rechts zu Gunſten einer Bewaͤſſerungs⸗ Anlage 
ftattfinden ſoll, laͤßt die Regierung die dafuͤr zu leiſtende vollſtaͤndige Ent⸗ 
ſchaͤdigung durch drei von ihr zu ernennende Taxatoren unter Zuziehung ſaͤmmt⸗ 
licher Betheiligten ermitteln, und ſetzt ſolche unter Zuſchlagung von 25 Prozent 
* — nen durch einen Beſchluß feſt, welcher den Betheiligten bez 
unt zu machen iſt. 
Die Koften dieſer Abſchaͤtung hat der Unternehmer der Bewaͤſſerungs⸗ 
Anlage allein zu tragen. 
Jahrgang 1823. (Nr. 2328.) 9 F. 46. 


$. 46. 

Wenn der Provokat nach den Grundſaͤtzen der F. 26. und 29. Land 
abtritt, fo iſt er befugt, da wo es den oͤrtlichen Verhaͤltniſſen nach zuläflig 
iſt, aus dem Grundbeſitze des Provokanten eine Landabfindung zu fordern, de⸗ 
ren Werth der nach F. 45, feſtgeſtellten Entſchaͤdigungsſumme gleich kommt. 
Sofern die Bewaͤſſerungs-Anlage nicht zur Ausfuͤhrung kommt, oder ſpaͤterhin 
wieder eingeht, kann der Provokat das von ihm abgetretene Land gegen Ruͤck— 
gabe der erhaltenen Entſchaͤdigung 99 1 zuruͤckfordern. i 

f 47. 


Dem Berechtigten ſteht, wenn er ſich durch die von der Regierung feſt⸗ 
geſtellte Entſchaͤdigung (Jh. AB. und AG.) nicht für befriedigt hält, binnen ſechs 
Wochen nach Bekanntmachung des Beſchluſſes der Rekurs an das Reviſions⸗ 
Kollegium frei. Daſſelbe ſtellt nach Reviſion der Abſchaͤtzung, wobei anderwei⸗ 
tige Ermittelungen geſtattet ſind, die Entſchaͤdigung mit Ausſchließung jedes wei⸗ 
99 2 a ſo wie des Rechtsweges definitiv nach den Grundſaͤtzen der 

45. und 46. feſt. N 

Dem Unternehmer der Bewaͤſſerungs-Anlage iſt kein Rekurs geſtattet. 

Aus Neuvorpommern und Rügen gehen die Rekurſe an das Reviſions⸗ 
Kollegium zu Stettin. 


F. 48. 

In der Rekursſchrift muß der Mehrbetrag der Entſchaͤdigungsſumme 
oder Landabfindung, welchen der Berechtigte net beſtimmt ausgedrückt ſeyn. 

Wird dem Berechtigten keine hoͤhere Entſchaͤdigung als die von der Re⸗ 
gierung feſtgeſetzte ($$. 45. 46.) zuerkannt, fo hat derſelbe ſaͤmmtliche Koſten 
der Rekurs⸗Inſtanz zu tragen. N 

Erſtreitet er den ganzen geforderten Mehrbetrag, ſo fallen dieſe Koſten 
ſaͤmmtlich dem Unternehmer der Bewaͤſſerungs⸗Anlage zur Laſt. 

Wenn der Berechtigte zwar nicht den ganzen geforderten Betrag, aber 
doch mehr, als ihm von der Ai zugebilligt worden, erſtreitet, 0 findet 
zwiſchen beiden Theilen eine verh mee Vertheilung der Koſten ſtatt. 

49. 

Dem Unternehmer der Bewaͤſſerungsanlage⸗ſteht frei, von deren Aus⸗ 
führung auch nach bereits erfolgter definitiver Feſtſtellung der Entſchaͤdigungs⸗ 
Summe abzuſtehen; er muß aber in dieſem Falle auch diejenigen Koſten über 
nehmen, welche dem Provokaten zur Na geftellt worden ſind. 

50. 

Die Einziehung und Auszahlung oder gerichtliche Depoſition der feſtge⸗ 
ſtellten Entſchaͤdigungsſumme liegt 2 egierung ob. 8 

51. a 

Saͤmmtliche Verhandlungen, welche durch das nach Vorſchrift des $. 19. 
Nr. 1. und 2. eingeleitete Verfahren, imgleichen durch das Verfahren zur Er⸗ 
mittelung der Entſchaͤdigung (J. 45. 46.) und durch die Einziehung und Aus⸗ 
zahlung oder Depoſition der Entſchaͤdigungsgelder (F. 50.) veranlaßt werden, 
find gebühren- und ſtempelfrei, und es werden nur die baaren Auslagen in An⸗ 
ſatz gebracht; in Prozeſſen ($. 23.) und in der Rekurs⸗Inſtanz wegen Feſtſetzung 
der Entſchaͤdigung (. 47.) find jedoch Gebühren und Stempel zu 2 

52. 
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§. 52. f 
Die Ausfuͤhrung der Bewaͤſſerungsanlage darf erſt nach geſchehener Zah⸗ 
lung oder Depoſition der Entſchaͤdigungsſumme erfolgen, im Falle der Beru⸗ 
fung an das Reviſionskollegium (F. 47.) kann jedoch die Regierung die vor⸗ 
laͤufge Ausführung geſtatten, wenn der Unternehmer für den von der Regierung 
feſtgeſetzten Betrag (F. 45.) Kaution leiſtet. 


$. 53. 

Iſt uͤber ein auf ſpeziellem Titel beruhendes Widerſpruchsrecht ein Prozeß 
entſtanden (F. 23.), ſo kann die Ausführung der Anlage von der Regierung 
vorlaͤufig geſtattet werden, wenn der Unternehmer fuͤr Schaden und Koſten 
Kaution leiſtet. Ueber die Zulaͤnglichkeit der Kaution hat die Regierung, nach 
Vernehmung des Widerſprechenden, zu entſcheiden. 


$. 54. . 

Der Unternehmer der Anlage kann in dem Falle des $. 53., um vor 
der Ausfuͤhrung den Betrag der etwa zu leiſtenden Entſchaͤdigung uͤberſehen zu 
koͤnnen, darauf antragen, daß die —— nach Vorſchrift der 
FF. 45. u. f. im Voraus ermittelt und feſtgeſtellt werde. A 

5 


$. 55. 
Die Vorſchriften der § . 45. und 46. finden auch Anwendung auf die 
den Fiſchereiberechtigten zu leiſtende Entſchaͤdigung (F. 18.), die Ausfuͤhrung 
der Anlage fol jedoch von der Feſtſtellung dieſer Entſchaͤdigung niemals ab⸗ 


haͤngig ſeyn. 
Dritter Abſchnitt. 
Genoſſenſchaften zu Bewaͤſſerungs anlagen. 


F. 56. 
s Wenn Unternehmungen zur Benutzung des Waſſers, deren Vortheile 
einer ganzen Gegend zu Gute kommen, nur durch ein gemeinſames Wirken zu 
Stande zu bringen und fortzuführen find, fo koͤnnen die Betheiligten zu ge⸗ 
meinſamer Anlegung und Unterhaltung der erforderlichen rn durch 
I Verordnung verpflichtet und zu beſonderen Genoſſenſchaften ver⸗ 
nigt werden. 


e $. 57. 
Fuͤr jede ſolche Genoſſenſchaft ſollen, nachdem die Betheiligten mit ihren 
Antraͤgen und Erinnerungen gehoͤrt worden, folgende Punkte durch ein landes⸗ 
herrlich vollzogenes Statut naͤher beſtimmt werden: 
a) der Umfang der gemeinſamen Zwecke und der Plan, nach welchem ver⸗ 
fahren werden ſoll; 
b) die Vertheilung der zur Anlegung und Unterhaltung der Anftalten erfor⸗ 
derlichen Beiträge und Leiſtungen nach dem Verhaͤltniſſe der hieraus er— 
wachſenden Vortheile; 
e) die innere Verfaſſung des Verbandes. 
Iſt eine Genoſſenſchaft unter freiwilliger Zuſtimmung aller Betheiligten zu Stande 
gekommen, ſo iſt der Miniſter des Innern ermaͤchtigt, das vereinbarte Statut 
zu genehmigen und zur Ausführung bringen zu laſſen. 

(Nr. 2328.) $. 58. 


F. 58. 

Der Minifter des Innern wird die Regierungen wegen Bildung folder 
e und wegen Vorbereitung der Statute mit naͤherer Anweiſung 
verſehen. ö 

59. 5 
Wo dergleichen 8 unter obrigkeitlicher Autoritaͤt bereits 
vorhanden find, verbleibt es bei den für fie beſtehenden Statuten oder Regle⸗ 
ments bis zu deren Reviſion und Abänderung im ve aſſungsmaͤßigen Wege. 
Urkundlich haben Wir dieſes Geſetz Hoͤchſteigenhaͤndig vollzogen und mit 
Unſerm Koͤniglichen Inſiegel bedrucken laſſen. 


Gegeben Berlin, den 28. Februar 1843. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Sch. v. Muͤffling. Muͤhler. v. Savigny. v. Bodelſchwingh— 
Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim. 
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